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J . Gemeindeſachen .
Eine wichtige Schulgüter⸗ und Bürgernutz⸗

Angsſtage .

K

Auf dem Landtag 1857/58 wurde von
der Zweiten Kammer die Ausſtattung der länd⸗
lichen Schulſtellen mit landwirtſchaftlichem Ge —
lände zu dem Zwecke beantragt , die Lehrer in
den Stand zu ſetzen , „ ein Stück Milchvieh und
ein paar Schweine zu halten und die notwendigſten
Nahrungsmittel für ſich und ihre Familie ſelbſt
zu bauen , wodurch ſie den drüclendſten Nahrungs⸗
ſorgen und den Schwankungen des Geldwertes
entrückt , andererſeits aber auch durch die eigene
Beſchäftigung in der Landwirtſchaft den Gemeinde⸗
bürgern mehr genähert und befähigt würden , auf
Verbeſſerungen in derſelben hinzuwirken . “

Demzufolge wurde ſodann durch das Geſetz
vom 3. Mai 1858 , die Beſſerſtellung der Volks⸗
ſchullehrer betr . ( Reg . - Bl . 1858 S . 173 ) beſtimmt ,
daß in Orten , deren Bewohner ſich vorzugsweiſe
mit Landbau beſchäftigen , längſtens bis 1. Oktober
1863 ein Teil des Gehalts in der Benützung von
Liegenſchaften , nicht unter einem Morgen , be⸗
ſtehen müſſe und daß die Staatsverwaltungsbe⸗
hörde dafür zu ſorgen habe , daß den Schulſtellen
geeignete Liegenſchaften zugewieſen werden . Nuc
mit Genehmigung der Staatsverwaltungsbehörde
konnte die Veräußerung oder Verpachtung dieſer
Liegenſchaften zugelaſſen werden .

Dieſes Geſetz wurde jedoch nicht in allen in
Betracht kommenden Gemeinden durchgeführt Es
war für manche Gemeinden ſehr läſtig und ſtieß
in andern auf großen Widerwillen .

D er Landtag 1867/68 änderte deshalb auch
ſeine Stellungnahme . Es wurde nicht mehr auf
der Durchführung des Geſetzes beſtanden , und es
wurde in § 51 des E. ⸗U. ⸗G. vom 8. März —

lediglich beſtimmt : „ Wo die Benützung landwirt —
ſchaftlicher Grundſtücke und der zur Bewirtſchaf —
tung derſelben erforderlichen Gebäude einen Teil
des feſten Gehalts ausmacht , kann die Veräuße⸗
rung derſelben nur mit der Genehmigung der
Oberſchulbehörde ſtattfinden . “ Die Kommiſſion der
Zweiten Kammer hatte zu dem Entwurf des eben
erwähnten Geſetzes vom 8. März 1868 u. a. aus⸗
geführt , die Mehrheit der Kommiſſion halte es
nicht für angezeigt , auch fernerhin auf dem Ver —
langen zu beſtehen , daß die Landſchulſtellen mit
Liegenſchaften ausgeſtattet werden ſollen , nachdem
durch das vorliegende Geſetz in anderer Weiſe für
die Beſſerſtellung der Lehrer geſorgt werden ſoll ;
es ſolle , wo das Geſetz vom Jahre 1858 noch nicht
zum Vollzug gelangt ſei , nicht zu neuen Anſchaf⸗

fungen mehr geſchritten werden .

Schon im Jahre 1868 alſo ſetzte die rückläu⸗
fige Bewegung hinſichtlichlich des Geſetzes vom
Jahr 1858 ein .

Nach dem zur Zeit geltenden Geſetze (§S 63
E. ⸗U. ⸗G. ) dürfen landwirtſchaftliche Grundſtücke ,
welche der Schule ſtiftungsgemäß gewidmet ſind ,
ohne Zuſtimmung der Oberſchulbehörde nicht ver⸗
äußert , und Liegenſchaften der Gemeinde , deren
Benützung zur Zeit der Einführung des Geſetzes
vom 13 . Mai 1892 einen Teil des feſten Gehalts
eines Lehrers ausmacht , von der Gemeinde nicht
zu anderweiter Verwendung zurückgerogen werden .
Das gleiche gilt von Gebäuden , welche im näm⸗
lichen Zeitpunkt behufs der Bewirtſchaftung ſolcher
Grundſtücke einem Lehrer zur Benützung zuſtehen
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Eine Zuſtimmung des Lehrers zur Ver⸗

äußerung bezw . zur anderweitigen Verwendung

der fraglichen Liegenſchaften iſt alſo nicht mehr

erforderlich : notwendig iſt nur die Zuſtimmung

der Oberſchulbehörde .

Aber auch noch in andern Richtungen trat

eine Aenderung gegenüber dem früheren geſetz⸗

lichen Zuſtande ein . Während früher der Lehrer

genötigt war , die ſog . Beinutzungsgüter der

Schulſtelle gegen Aufrechnung des geſetzlich feſt⸗

gelegten Geldwertes derſelben am Gehalt zu über⸗

nehmen , hängt es jetzt ( § 64 E. ⸗U. ⸗G. ) von ſeinem

Belieben ab , ob er dieſelben in Benutzung nehmen

will , und zwar geſchieht jetzt die Uebernahme in

der Form des Pachts , „ für einen drei Prozent

der Grundſteueranſchläge der landwirtſchaftlichen

Grundſtücke nicht überſteigenden Pachtzins . Für

die in dieſem Falle dem Lehrer mit zu über⸗

laſſenden , zur Bewirtſchaftung der Grundſtücke
beſtimmten Gebäude — ſofern ſolche vorhanden

ſind — darf ein beſonderer Pachtzins nicht ge —

fordert werden . “ ( § 64 Abſ . 1 E. . ⸗U. ⸗G. ) .

Die ganze wirtſchaftliche Entwicklung , die

jetzige geſellſchaftliche Stellung des Lehrers , die

Regelung des Lehrergehalts , die Intereſſen der

Schule ſowie auch Billigkeitsgründe drängen

nunaber weiter dazu , daß den Gemein⸗

den geſetzlich wiederum die freie Ver⸗

fügung über die ihnen gehörigen , dem

Schuldienſte gewidmeten Liegenſchaf⸗
ten und landwirtſchaftlichen Gebäude

überlaſſen werde .

1. Mit der Naturalwirtſchaft hing es zuſam⸗

men , daß in früheren Zeiten die Entlohnung des

Lehrers zum großen Teil in dem Bezug von Na⸗

turalien ( Früchte und Holz ) und der Nutzung von

Liegenſchaften beſtand , während ſeine Bezüge in

Bargeld bekanntermaßen nur ſehr gering waren .

Mit dem Uebergang von der Naturalwirtſchaft

zur Geldwirtſchaft änderte ſich auch die Art des

Einkommens Zufolge der neuen Geſetzgebung be —

ſteht das Dienſteinkommen der Lehrer , wie auch

der andern Beamten , weſentlich in Geld . Auch

wo der Lehrer von ſeinem Rechte , Schulgüter

in Pacht zu nehmen , Gebrauch macht , wird das

Einkommen aus der Bewirtſchaftung der Liegen⸗
ſchaften einen im Verhältnis zum Geldeinkom⸗

men des Lehrers ganz geringen Teil bilden .

Die Bedeutung alſo , welche im Jahre 1858

vom Landtag und der Regierung den Schulgütern
beigelegt wurde , kommt denſelben heute in keiner

Weiſe mehr zu . Um den Lehrer „ den drückendſten
Nahrungsſorgen und den Schwankungen des Geld⸗

werts zu entrücken, “ bedarf es keiner Zuweiſung

mehr an landwirtſchaftlichen Grundſtücken zur Be⸗

nutzung . Es darf ſogar mit Grund bezweiſelt wer⸗

den , ob unter den heutigen Verhäl niſſen der land⸗

wirtſchaftliche Betrieb eines Lehrers überhaupt
rentabel iſt .

2. So iſt es denn leicht erklärlich , daß wohl

nur ſelten ein Lehrer die Beinutzungsgüter der

Schulſtellen in Pacht nimmt . Er iſt , um ſeinen

Lebensunterhalt zu gewinnen , nicht mehr auf ſie

angewieſen , zieht vielleicht überhaupt keinen Ge⸗

winn aus der Bewirtſchaftung der Güter und hat

wohl auch meiſtens keine Neigung “ ſich durch

eigene Beſchäftigung mit der Landwirtſchaft den

Gemeindebürgern mehr zu nähern . “ Auch iſt der

Lehrer jetzt nicht mehr dazu berufen , „ durch eigene

Beſchäftigung mit der Landwirtſchafc auf Verbeſſe⸗
rungen in derſelben hinzuwirken . “ Der Zweck ,

welchen die Zuweifung von Liegenſchaften an den

Schuldienſt verfolgte , iſt ſomit durch die Ent⸗

wickelung der Verhältniſſe überholt .

3. Schon in dem Kommiſſionsbericht der

Zweiten Kammer zum Entwurf des erwähnten Ge⸗

ſetzes vom 8. März 1868 wurde ausgeführt , es

habe ſich vielfach gezeigt , daß die Selbſtbebauung
eines Schulguts , ohne ſich für die Wirtſchaft des

Lehrers als ſo vorteilhaft zu erweiſen , wie man

erwartet hätte , ſeine eigentliche Aufgabe

ſehr beeinträchtige . Dieſes triffſt ganz be⸗

ſonders zu für die heutige Zeit . Der Lehrer iſt

durch ſeine berufliche Tätigkeit , wenn er ſeiner

Aufgabe gerecht werden will , in einer Weiſe in

Anſpruch genommen , daß er unmöglich noch Feld⸗

und Stallwirtſchaft ſo betreiben kann , daß er

einen Gewinn aus derſelben erzielen kann , will

er alſo ſelbſt und nicht durch Taglöhner ſeine Fel⸗

der beſtellen , ſo muß doch wohl die Schule da⸗

runter notleiden . Manche Schulſtunde wird den

dringenden , vielleicht nicht verſchiebbaren Auf⸗

gaben des landwirtſchaftlichen Betriebs geopfert

werden müſſen . Auch wird bei manchem Lehrer ,

in dem Verhältnis , in welchem ſein Intereſſe

für einen intenſiven landwirtſchaftlichen Betrieb
wächſt , das Intereſſe für die Schule und ſeine

weitere berufliche Ausbildung abnehmen

4. Als unbillig darf es wohl bezeichnet wer⸗

den , daß diejenigen Gemeinden , welche durch Zu⸗

weiſung von Liegenſchaften , an den Schuldienſt

ſeiner Zeit für die Schule geſorgt haben , nunmehr

in der freien Verfügung über ihre Liegenſchaften
beſchränkt ſind , während die andern Gemeinden

nach wie vor freie Verfügung über ihre Grund⸗

ſtücke haben .

Ferner muß es als unbillig empfunden wer⸗

den , daß die Gemeinden mit Schulgütern dieſelben

für einen 3 Prozent des Grundſteueranſchlags

nicht überſteigenden Pachtzins dem Lehrer auf

ſein Verlangen überlaſſen müſſen , während die

Gemeinden durch anderweitige Verwertung dieſer
Güter vielleicht einen höheren Ertrag aus den⸗

ſelben erzielen könnten . Auch hierin ſind alſo

die Gemeinden mit Schulgütern ſchlechter geſtellt ,
als die Gemeinden ohne ſolche . Es wird ſich dabei

allerdings nur um kleine Beträge handeln ; allein

es handelt ſich auch vielfach um arme Gemein⸗

den , bei welchen auch kleine Beträge eine Rolle

ſpielen .
5. Endlich darf wohl nicht unerwähnt bleiben ,

daß in manchen Gemeinden mit Schulgütern in

die Schulſcheuer bereits ein Dienſtraum für das

Grundbuchamt eingebaut iſt . Ohne Scheuer und

Stallung iſt aber ein landwirtſchaftlicher Betrieb

unmöglich .

Die Zuweiſung von Grundſtücken an den

Schuldienſt iſt ſomit unter den heu⸗

tigen Verhältniſſen zwecklos geworden . Dieſe
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Einrichtung exiſtiert zwar noch kraft Geſetzes ; in
Wirklichkeit aber werden die Schulgüter nicht mehr
beſtimmungsgemäß verwendet . Es beſteht deshalb
auch kein Grund mehr , die Gemeinden in der
freien Verfügung über dieſe Güter zu beſchränken
und es liegen ferner keine Anzeichen dafür vor ,
daß etwa durch eine Aenderung unſerer wirt —
ſchaſtlichen Verhältniſſe in kommenden Zeiten die
Schulgüter wieder beſtimmungsgemäße Verwen⸗
dung finden könnten .

E

Allmend⸗ und Holznutzungen der Schul⸗
ſtellen .

Die in vielen Gemeinden des Landes
beſtehenden Allmend - und Holznutzungen der
Schuldienſte wurden bisher in gleicher Weiſe wie
die Nutzungen zu J in den Schulerkenntniſſen
berückſichtigt und demzufolge in den Staatsbei —

tragsberchnungen zugunſten des Staates und zum
Nachteil der betr . Gemeinden am Staatsbeitrag
in Abzug gebracht .

Die Entſtehung dieſer Nutzungen fällt weit
zurück und zwar in eine Zeit , in welcher die Eat⸗

lohnung des Lehrers lediglich Sache der Ge —
meinden war . Wohl in den meiſten Gemein⸗
den kann über den Zeitpunkt der Entſtehung dieſer
Nutzungen Näheres gar nicht mehr feſtgeſtellt wer —
den . Soviel kann jedoch mit Sicherheit angenom —
men werden , daß die Gemeinden mit Bürgernutz⸗
ungen beim Mangel an Barmitteln dem Lehrer in
der Art entgegenkamen , daß ſie ihm ( und ebenſo
auch dem Pfarrer ) ein Allmend - und Gabholzlos
überwieſen , um ihn der drückendſten Sorge zu
entheben und ihm insbeſondere den anderweiten

Ankauf des Heizungsmaterials zu erſparen .

Man hätte nun annehmen ſollen , daß in
dem gleichen Zeitpunkt , in welchem der Staat die

Regelung der Gehaltsverhältniſſe der Lehrer über —
nommen und die Leiſtung der Gemeinden an den
Staat in feſten Averſalbeträgen für
alle Gemeinden ( unbekümmert darum , ob

Nutzungen obiger Art beſtehen oder nicht ) geſetz⸗
lich gleich hoch normiert hat ( § 52 des

E. ⸗U. ⸗G. ) auch obige Naturalnutzungen beſeitigt
d. h. den betr . Gemeinden das Recht eingeräumt
werde , unter Beobachtung der Vorſchriften in §S 104
der Gemeindeordnung ( Zurückziehung der Nutz —

ungen unter Zuſtimmung von zweidrittel der Be —

rechtigten und Genehmigung des Bezirksamts ) die
in Frage kommenden Allmend - und Holznutzungen
des Schuldienſtes zurückzuziehen , um ſolche den

jüngeren im Bürgerverband ſtehenden Nutzungs —
berechtigten überweiſen zu können . Dies iſt je⸗
doch nicht geſchehen , vielmehr wurde in 8 63 des
E. ⸗U. ⸗G. die ältere Beſtimmung belaſſen , nach

welcher „ zu anderweiter Verwendung “ Zuſtim —

mung der Oberſchulbehörde erforderlich iſt .

Mit Rüclſicht auf die geſchilderten Verhält —

niſſe dürfte die diesbezügliche Beſtimmung des

§ 63 des E. ⸗U. ⸗G. aufzuheben ſein . Es wird dann
den Genußberechtigten zu überlaſſen ſein , unter

Beobachtung der Vorſchriften in §S 104 der Gem . ⸗

Ordg . die geeigneten Maßnahmen zu treffen . Durch
Rückgabe bezw . Ueberlaſſung auch der mit den üb⸗

rigen Schulgütern im Schulerkenntnis etwa einge⸗
tragenen Allmend⸗ u. Gabholznutzungen
der Schulſtelle ( einſchließlich der Schulſcheuer ) an
die inbetracht kommenden Gemeinden wird ein
Zuſtand geſchaffen werden , wie er geſetzlich ſchon
aus Billigkeitsrückſichten längſt hätte herbeigeführt
werden ſollen .

Dieſe in der Regel ärmeren Gemeinden werden
dann bei den in § 52 des E. ⸗U. ⸗G. bezeichneten
Geldleiſtungen nicht mehr im Nachteil ſein
gegenüber ſolchen Gemeinden , die der

Schule in früheren Jahren weniger Wohlwollen
entgegengebracht haben und in denen demzufolge
keinerlei Nutzungen gedachter Art vorhanden ſind .

Zum Schutze der zur Zeit im Genuß befind —
lichen Stelleninhaber dürften entſprechende Ueber⸗
gangsbeſtimmungen zu erlaſſen ſein .

III .

Abzug der Stiftungserlrägniſſe am Staats⸗
beitrag .

Die Erträgniſſe von Stiftungen , die in
früheren Jahren da und dort zugunſten von Ge —
meinden zur Verwendung für Schulzwecle errichtet
worden ſind , wurden jeweils in die Schulerkennt —
niſſe aufgenommen . Dies geſchah vielfach auch
dann , wenn nicht mehr mit Sicherheit ermittelt
werden konnte , daß dieſe Erträgniſſe bñediglich
zur Deckung des Lehrergehaltes be⸗
ſtimmt waren . Wenn außer Zbweifel ſtand ,
daß die Stiftung allgemeinen Schulzwek⸗
ken diente , dann unterblieb allerdings die Auf⸗
nahme der erwähnten Erträgniſſe in die Schul⸗
erkenntuiſſe . Die Aufnahme der erwähnten Erträg⸗
niſſe in die Schulerkenntniſſe hatte zur Folge , daß
ſie am Staatsbeitrag in der in 8 74 lit . c des
E. ⸗U. ⸗G. bezeichneten Höhe ( mit 4 vom Hundert
der Kapitalſumme ) in Abzug gebracht wurden .

Der Verband der Landgemeinden hat bereits
vor mehreren Jahren an die bad . Ständekammer
eine Petition gerichtet , in welcher der Antrag da —
hin ging , dieſe Erträgniſſe dem Willen der Stifter
entſprechend der Gemeinde zu überlaſſen ,
den ſtaatsbeitragsberechtigten Gemeinden am
Staatsbeitrag alſo nicht mehr in Abzug zu bringen .

Zur Begründung und Erläuterung dieſes An⸗
trags möge nun nachſtehendes Beiſpiel dienen :

Die Gemeinde A und B, der Einwohnerzahl
nach und in den wirtſchaftlichen Verhältniſſen
ziemlich gleichſtehende Nachbargemeinden , haben
nach der letzten Berechnung an Staatsbeitrag jähr⸗
lich den Betrag von je 360 M. zu beanſpruchen .
In der Gemeinde A mit Waldbeſitz , Allmend - u.
Gabholznutzungen beſtehen keinerlei Nutz⸗
ungen des Schuldienſtes , weil entweder
die Schulſtelle erſt vor 20 —25 Jahren errichtet
worden iſt , oder weil in früheren Jahren die Ge —
meinde nicht dazu zu bewegen war , eine Verbeſſe —
rung der Einkommensverhältniſſe der Lehrer durch
Ueberweiſung von Güter - und Holznutzungen her⸗
beizuführen . Da Nutzungen alſo nicht vorhanden
ſind , erhält demgemäß die Gemeinde A alljähr —
lich als Staatsbeitrag den vollen Betrag mit
360 M. ausbezahlt .

——————

—

——

——

—

———



——

——

2

—

—

—

—

—

—

——ͤ

—

———

—
41

— — — — — — — — — — ᷓ᷑n . à ——— CC·· K — —2

Anders liegen die Verhältniſſe in der Ge⸗

meinde B. In dieſer Gemeinde hat man ſchon

in früheren Jahren der Schule ein größeres In⸗

tereſſe entgegengebracht , auch war man dem Lehrer

gegenüber entgegenkommender . Letzteres kann da⸗

raus geſchloſſen werden , daß in früheren Zeiten

der Schulſtelle überwieſen worden ſind :

a ) ein Allmend - und Gabholzlos im Wertan⸗

ſchlag von jährl . 40 M.

b) auf Grund des unter Jerwähnten

Geſetzes vom Jahre 1858 drei Grundſtücke

im Wertanſchlag von 20 M.

( Letzteres Geſetz wurde der Gemeinde A

gegenüber ſ. Zt . nicht zum Vollzug gebracht ) .

Dieſer Wertanſchlag mit zuſammen

iſt im Schulerkenntnis unter den Deckungs⸗

mitteln aufgeführt .

c) Ferner ſind aufgeführt 4 Proz . Zins

aus dem Stiftungskapital des Pfarrers N.

N. mit 1000 M. 40 M.

Dieſer Betrag mit zuſammen 100 M.

wird der Gemeinde B an dem Staatsbeitrag

von
360 M.

abgezogen , ſo daß dieſe Gemeinde in Wirk —

lichkeit nur den Betrag von

ausbezahlt erhält .

Hinſichtlich der Abzüge lit . a und b ( oben )

in Höhe von 60 M. , mit welchen die Gemeinde

Beihr früheres Entgegenkommen der Schule gegen⸗

über alljährlich büßen muß , wird lediglich auf

die Darlegungen unter Jund II Bezug genommen .

Bezüglich der Stiftungserträgniſſe unter litse

wird erläuternd bemerkt :

Pfarrer N. N. wirkte längere Jahre in der

Gemeinde . Er war mit der Bevölkerung verwach —

ſen , kannte ihre Notlage und konnte den Kampf

der Ortsbewohner um ihre Exiſtenz jahraus jahrein

beobachten . In Rückſicht auf dieſe Verhältniſſe und

um ſein Intereſſe für die Schule dauernd zu be⸗

tätigen , ſtiftete er den Betrag von 1000 M. mit

der Beſtimmung , daß die Erträgniſſe zur Deck⸗

ungdes Lehrergehaltes zu verwenden ſeien .

Eine andere Faſſung konnte er in ſeinem Teſta⸗

mente nicht anwenden , weil in damaliger Zeit

andere nennenswerte Aufwendungen

für die Schule kaum inbetracht kamen .

Er errichtete alſo eine rein weltliche Ortsſtif⸗

tung , deren Erträgniſſe ausſchließlich nur

zum Vorteil der Ortsbewohner dienen

ſollten . (§S 12 des Stiftungsgeſetzes . ) Durch den

Abzug lit . e wird jedoch der Stiftungszweck ver⸗

eitelt , weil eben die Stiftungserträgniſſe zugun⸗

ſten des Staates und zum Nachteil der Gemeinde

in Rechnung gezogen werden . Dieſe Gemeinde

ſteht alſo jetzt trotz der Stiftung durchaus nicht

beſſer , als die in gleichen Verhältniſſen lebende

Nachbargemeinde A, welche eine ſolche Ortsſtif⸗

tung nicht beſitzt . Durch den fraglichen Abzug

kommen demgemäß die Stiftungserträgniſſe dem

Staate und nicht der Gemeinde zugut , zu

60M .
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deren Erleichterung ſie nach dem Wil⸗

len des Stifters doch allein beſtimmt

waren . Bꝰ

Anmerkung : Wie uns mitgeteilt wurde , iſt
der Verband der Landgemeinden in einigen die

Abänderung des El . ⸗Unt . ⸗Geſ . betr . Fragen hö⸗

heren Orts vorſtellig geworden und dabei auch

auf obige bereits im letzten Landtag erörterte
Schulgüterfrage wieder zurückgekommen . D. R.

Staatsbeiträge zum Volksſchulaufwand
betr . Eine Neufeſtſetzung der nach §73ff Ele⸗

mentarunterrichtsgeſetzes bewilligten Staatsbei⸗
träge im Laufe einer 10⸗jährigen Periode findet

nur beim Eintreten der in § 80 genannten Fälle

und nur inſoweit ſtatt , als die Erhöhung oder Ver⸗

minderung des Staatsbeitrags die Folge einer der

in Paragraph 80 bezeichneten Aenderungen

iſt . Die außerdem ſeit der letzten Feſt⸗

ſtellung eingetretenen Aenderungen , auch hinſicht⸗

lich der Bevölkerung mehrerer eine gemeinſchaft⸗

liche Schule unterhaltenden Gemeinden , bleiben

außer Betracht .

Dieſe Anſchauung findet ihre rechtliche Be⸗

gründung in der durch das Geſetz vom 19 . Juli

1906 ( in 58 52 Ziffer 2) eingeführten Vorſchrift ,

wonach eine im Laufe der 10⸗jährigen Periode

für die Feſtſetzung der Gemeindebeiträge eintre⸗

tende Aenderung in der Bevölkerungszahl auf die

einmal getroffene Feſtſetzung ohne Einfluß iſt . Da

nun aber nach § 78 Abſ . 3 El . ⸗U. ⸗G. die zehn⸗

jährigen Perioden für die Staatsbeitragsfeſtſetz⸗
ung die gleichen ſind , wie jene für die Gemeinde⸗

beiträge , ſo ergibt ſich hieraus , daß eine im Laufe

der zehnjährigen Periode eintretende Aenderung

in der Bevölkerungsziffer auch auf die Feſtſetzung

des Staatsbeitrags von keinem Einfluſſe ſein kann .

Die geſetzliche Aenderung wurde vorgenom⸗

men , um die ſtrittige Frage , ob und inwieweit die

Ergebniſſe einer in die zehnjährige Periode fallen⸗

den Volkszählung auf die Feſtſetzung der Ge⸗

meinde - und Staatsbeiträge von Einfluß ſei , in

negativem Sinn zu entſcheiden . Bis dahin war

die Oberſchulbehörde im Einverſtändnis mit dem

Gr . Miniſterium der Juſtiz , des Kultus und Un⸗

terrichts von der Anſchauung ausgegangen , daß

durch die Volkszählung feſtgeſtellte Aenderungen

im Beſtand der Bevölkerung einer Gemeinde in⸗

bezug auf die Feſtſetzung der Gemeinde - u. Staats⸗

beiträge nicht von Amtswegen , ſondern nur auf

Antrag der betreffenden Gemeinde zu berückſich⸗

tigen ſeien . Auf dieſer Anſchauung beruht auch

unſer Erlaß vom 15 . Januar 1903 , Nr . 2532 ( ab⸗

gedruckt in dieſer Zeitſchrift Jahrgang 1903 , Seite

425 ) , deſſen Ausführungen mit der geänderten Ge⸗

ſetzgebung ihre rechtliche Unterlage verloren haben

und deshalb dermalen nicht mehr als rechtlich be⸗

gründet anerkannt werden können .

Die Regelung der Staatsbeiträge auf Grund

des Geſetzes vom 19 . Juli 1906 erfolgte gemäß

der Beſtimmung in Artikel 3 Abſatz 2 dieſes Ge⸗

ſetzes für die ſchon im Genuß eines Staatsbei⸗

trags ſich befindenden Gemeinden in der Weiſe ,

daß der durch das Geſetz entſtandene Mehrauf⸗
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wand auf die Staatskaſſe übenwälzt , der ſeitherige
Staatsbeitrag alſo um dieſen Mehraufwand erhöht
wurde . Sonſtige Veränderungen waren hinſicht —
lich dieſer Gemeinden nicht in Berechnung zu
ziehen . Die Verteilung des Mehraufwands unter
die eine gemeinſame Schule unterhaltenden Orte
wurde deshalb auch nach dem ſeitherigen auf der

Volkszählung von 1900 beruhenden Beitragsver —
hältnis vorgenommen . Bei den in der Folge nach
Artikel 3 Abſatz 3 mit Anſpruch auf Staatsbei —

trag neu hinzukommenden Orten eines zuſammen —
geſetzten Schulverbands mußten alsdann zur
Uebereinſtimmung ebenfalls die Bevölkerungszif —
fern der 1900er Volkszählung der Verteilungsbe
rechnung zu Grunde gelegt werden z. B. bei der

zum Schulverband H. gehörigen Gemeinde St .

Wir ſind daher nicht in der Lage , dem Antrage
der Gemeinde H. auf Neufeſtſetzung des Staats

beitrags nach dem aus der Volkszählung des Jah —
res 1905 ſich ergebenden Beitragsverhältnis zu
entſprechen .

( Erlaß Gr . Oberſchulrats vom 20 . Oktober

1909 , Nr . 31229 ) .

IIl . Sparkaſſenweſen .
Aus dem Geſetz über die Zwangsverſteige⸗

rung und die Zwangsverwaltung vom 24 . März
1897 .

—

Zwangsverſteigerung .

Die gegen den Hypothetenzinsſchuldner bean⸗

tragte Fahrnispfändung iſt fruchtlos verlaufen . Es

fällt die Zwangsverſteigerung in die Lie⸗

genſchaften des Schuldners oder die Zwangs —
verwaltung nötig . Erſtere iſt unter Vorlage
des Vollſtreckungstitels und des beim Grundbuch —
amt gem . § 17 3 . V. ⸗G . erhobenen Zeugniſſes —

Eigentumszeugnis — beim Amtsgericht zu bean —

tragen , in deſſen Bezirk die Grundſtücke gelegen
ſind . Das Amtsgericht verfügt die Zwangsverſtei —

gerung , läßt dieſe Verſügung dem Schuldner zu —
ſtellen und den Verſteigerungsvermerk in das

Grundbuch — UI. Abteilung eintragen . So —

lange das Verſahren noch ſchwebt , kann auch eine
weitere Anordnung der Zwangsverſteigerung in

der Form des Beitrittsbeſchluſſes erfolgen .
Es kann der 2. , 3. Hypothekengläubiger — an

genommen der 1. Gläubiger habe das Verfahren
beantragt — ebenfalls die Vollſtreckung verlangen ,
er wird zum Verfahren zugelaſſen und erlangt

dieſelben Rechte , wie wenn die Verſteigerung auf

ſeinen Antrag angeordnet wäre . Das geringſte
Gebot berechnet ſich aber immer ſo , daß die dem

Anſpruche des beſt berechtigten Gläubigers vor —

gehenden Anſprüche in dasſelbe aufgenommen wer —

den .

Nach erſolgter Eintragung des Verſteige —

rungsvermerks ins Grundbuch beginnt die Tätig —
keit des zuſtändigen Notariats als Vollſtreckungs —⸗

gericht . Dasſelbe erhebt gem . §S 5 8 . V. ⸗V. vom

4. Mai 1901 alsbald nach Eingang der grundbuch —
amtlichen Mitteilungen — Tag des Eintrags des

Verſteigerungsvermerks und der Grundbuchab

ſchriſten — eine Schätzung der zu verſteigern —
den Grundſtücke beim Gemeinderat bezw . der ſtadt⸗
rätlichen Schätzungskommiſſion . Der Schätzung iſt
der wahre laufende Verkaufswert zu Grunde zu
legen , unter Berückſichtigung der mit dem Eigen —
tum am Grundſtück verbundenen Rechte ( Grund —
dienſtbarkeiten , Erbbaurechte ) , der dinglichen
Rechte , mit Ausnahme der Pfandrechte .

Das Notariat ordnet weiter den Verſteige —
rungstermin an , teilt ſolchen den Gläubigern zur
Anmeldung ihrer Rechte ( Kapital - und Neben —

forderungen ) mit . Die Terminsbeſtimmung wird
im amtlichen Verkündigungsblatt öffentlich be —
kannt gemacht . Die Gläubigeranmeldungen ſind
zwecks Feſtſtellung des geringſten Gebots von Wich —
tigkeit .

Das weitere Verfahren bezügl . der Hypo —
theken iſt für die Hypotheken - Gläubiger von
beſonderer Wichtigkeit und ſoll dasſelbe durch ein
praktiſches Beiſpiel näher dargelegt werden .

Bei der Verſteigerung wird nur ein ſolches
Gebot zugelaſſen , durch welches die dem betrei⸗
benden Gläubiger vorgehenden Rechte und
die Koſten des Verſteigerungs - Verſahrens gedeckt
werden . Dieſes Gebot nennt das Geſetz das ge —
ringſte Gebot . Dasſelbe wird vor der Ver —

ſteigerung feſtgeſtellt und können Erörterungen
ſchon vor dem Termin erfolgen .

Auf dem Pſandobjekt ruhen drei Hypothe —
ken :

1. 100 000 M. zu 4Proz . verzinslich ,
4. 30000 M. zu 4½ Proz . verzinslich ,

3. 10 000 M. zu 5 Proz . verzinslich .

Eine Sparkaſſe oder Stiftung als betreibende
1. Hypotheken - Gläubigerin müßte nur die Koſten
des Verfahrens , Zinſen und übrigen Anſprüche
gem . §S 49 Z. ⸗V. ⸗G. , der 3. als der betreibende

Gläubiger nach obigem Beiſpiel 100 000 Mark
und 30 000 Mark und Zinſen und Koſten ꝛc. bieten ,
anſonſt der Zuſchlag nicht erfolgen könnte .

Jeder Beteiligte kann eine von der geſetz —
lichen Vorſchrift abweichende Feſtſtellung des ge —
ringſten Gebotes verlangen . Wird dadurch das
Recht eines andern Beteiligten beeinträchtigt , ſo
iſt deſſen Zuſtimmung erſorderlich . Zwiſchen der

Aufforderung zur Abgabe von Geboten und dem
Zeitpunkt , in dem die Verſteigerung geſchloſſen
wird , muß mindeſtens eine Stunde liegen . Der
Zuſchlag iſt dem Meiſtbietenden zu erteilen .

Neben dem geringſten Gebot iſt das Bar —

gebot von Bedeutung . Der Ausdruck „ Barge —
bot “ bezeichnet den Betrag , der vom Erſteher der
Grundſtücke im Verteilungstermin bar zu berich —
tigen iſt . Der Erſteher der Pfandobjekte muß
alſo wiſſen , welchen Betrag er in dem gen . Ter⸗
min bar zu zahlen und inwieweit er die Hypo —
thekenſchulden zu übernehmen hat Das Bargebot
iſt nicht identiſch mit dem Kaufpreis . Nach der
Zuſchlagserteilung beſtimmt das Notariat einen
Termin zur Verteilung des Verſteigerungs⸗
Erlöſes . Zur Vorbereitung des Verteilungs
verfahrens fann das Vollſtreckungsgericht die Be
teiligten auffordern , binnen zwei Wochen ihre An —
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ſprüche ( Zinsanſprüche , berechnet bis zum Zu⸗
ſchlagstag bezw . zum Tag der Erlösverteilung ) ein —

zureichen . Auf Grund der Anmeldungen fertigt
das Notariat den Teilungsplan .

Bar ſind nun zu berichtigen :

1 ) der Anſpruch des Gläubigers

auf Erſatz ſeiner Ausgaben zur Erhaltung des

Grundſtücks ,

2) bei einem landwirtſchaftl . Grundſtück der

Lohn , Koſtgeld des Geſindes ꝛc. wegen der lau —

fenden und der aus dem letzten Jahr rückſtändigen

Beträge ,

3) die Anſprüche auſ Entrichtung der öffent —
lichen Laſten des Grundſtücks ,

4 ) die Anſprüche auf wiederkehrende

( Zinſen ꝛc. )

Bei O. ⸗Z. 3 und 4 wegen den laufenden
und der aus den letzten 2 Jahren rück⸗

ſtändigen Beträge ,

5) die Koſten des Verfahrens ( in erſter Linie ) ,

6) der das geringſte Gebot über⸗

ſteigende Betrag des Meiſtgebots .

Beſtehen bleiben insbeſonders Hypothekenfor —
derungen , inſoweit ſie bei der Feſtſtellung des ge⸗

ringſten Gebots berückſichtigt und nicht durch Zah —

lung zu decken ſind .
Würde alſo der 3. Hypothekengläubiger das

Grundſtück für 135000 M. erſtehen , dann hätte
er bar zu zahlen :

1) die Koſten des Verfahrens ,

2) die unter 1 —5 bezeichneten Forderungen ,

3) 5000 M. , welche das geringſte Gebot über

ſteigen .
Rechte , die nicht beſtehen bleiben , erlöſchen .

Es ſi ſind dies namentlich die Hypothekenforderungen
— in obigem Beiſpiel ein event . 4. Hypotheken⸗
Gläubiger —, die nicht in das abgegebene Gebot

Rällen .
Da bei der Hypothek doppelte Sicherhe it beſteht

eine reale und eine perſönliche , iſt bezügl . der

Schuldübernahme von Bedeutung, daß der

Erſteher , wenn bei einer beſtehen bleibender Hy —

pothek , der Schuldner zugleich perſönlich ——die Schuld in Höhe der Hypothek übernimmt .

haftet ſomit nicht nur das Gründſtück , — —
auch der Erſteher als perſönlicher Schuldner mit

ſeinem übrigen Vermögen .

II .

Zwangsverwaltung .

Die gerichtliche Betreibung — Fahrnispfän —

dung — gegen den Zinsſchuldner war ergebnis —
los . Der nachſichtige Gläubiger hofft mit Um⸗

gehung der Zwangsverſteigerung und bei ſachge —⸗

mäßer Verwaltung des Pfandobjelts Befriedigung

ſeiner Forderung , gleichzeitig aber auch Ordnung

der Verhältniſſe des Schuldners , deſſen finanzielle
Kräftigung und Zahlungsſähigkeit zu erzielen —

er wählt die Zwangsverwaltung 58 146

bis 161 Z3 . ⸗V. ⸗G. Der Gläubiger erhält Befrie —

digung aus der Nutzung des Grundſtücks durch

Beſchlagnahme desſelben , Einziehung der Ein⸗

künfte ( Miet⸗ , Pachtzinſe , bei landwirtſchaftlichen

Grundſtücken deren
Erzeugniſſe ), Verwertung der —

ſelben zu ſeinen Gunſten . Dem Schuldner werden

die für ſeinen Hausſtand unentbehrlichen Räume

überlaſſen , falls er z. Zt . der Beſchlagnahme auf

dem Grundſtück wohnt.
Das einleitende Verfahren iſt dasſelbe wie

bei der Zwangsverſteigerung . Das Amtsheneſt
als Vol lſtreckungsgericht ordnet die Zwangsver —

waltung an . Hierauf beſtellt das zuſtändige No⸗

tariat den Zwangsverwalter —derſelbe erhält

als Ausweis eine Beſtallungsurkunde , die bei Be⸗
endigung der Verwaltung zurückzugeben iſt —,

weiſt ſolchen in den Beſitz des Grundſtücks ein ,

verſieht ihn nach Anhörung des Gläubigers und

des mit den nötigen Weiſungen , ſetzt
ſeine Belo hnung feſt und übernimmt endlich die

8 icht über ſeine Verwaltung . Als Vergütung er⸗

hält der Verwalter neben dem Erſatz event. not⸗

wendiger Reiſekoſten und Auslagen , Tei ilbeträge

vom Hundert der von ihm eingezogenen Miet⸗

und Pachtzinſe . Größere Barbeſtände ſind ſicher
zu hinterlegen oder anzulegen . ( Sparkaſſe ) .

Die Verwaltung und Benutzung des Grund —

ſtücks geht vom Eigentümer vollſtändig auf den

Verwalter über . Ihm liegt insbeſondere ob die

Vermietung , Verpachtung , die Einziehung der

bezüge . Zinſen , Inſtandhaltung des Grundſtücks ,

Berichtigung der öffentlichen Laſten ( Steuern , Um⸗

lagen , Fenerde fune Waſſerzinſe ,
Kaminſegergebühren ꝛc. ) .

Der Verwalter hat jährlich und nach Beendig⸗

ung der Verwaltung Rechnung zu legen , aus der

Nutzung des Grundſtücks die Ausgaben der Ver⸗

waltung , ſowie die Koſten des Verfahrens zu be

ſtreiten .

Die Ueberſchüſſe werden in dem vom No⸗

tariat anberaumten Termin zur Erlösverteilung

auf die in §S 10 Nr . 1 —5 Z. ⸗V. ⸗G. aufgeführten

Anſprüche verteilt , auf die Anſprüche der 2. , 3.

und 4. Klaſſe jedoch nur inſoweit , als laufende
Be eträge 11 Leiſtungen zu berichtigen

ſind . Es werden hiernach die Ueberſchüſſe nur auf
die laufenden Zinſen verrechnet und haben die Hy⸗

pothekengläubiger ihre Anſprüche zum Vertei —

lungstermin anzumelden und zwar die lñaufen⸗

den Zinſen , die ihren Anfang nehmen vom bletz⸗

ten Fälligkeitstag vor der Beſe hlagnahme. des

Grundſtücks . Event . weiter zurückliegende Zins⸗

rückſtände kommen erſt in der 5. Klaſſe zur Be⸗

friedigung , d. h. nach Befriedigung der laufen⸗
den Zinſen aller Hypothekengläubiger .

Dieſe geſetzliche Beſtimmung hat ſchon dazu

geführt , daß der betreibende 1. Hypothekengläu —
biger die Aufhebung der von ihm beantragten

Zwangsverwaltung verlangt und nolens volens

Zwangsverſteigerung durchgeführt hat .

Die Gründe ſollen kurz dargelegt werden .

Während nach dem cit . §S 10 3 . V. ⸗G . bei der

Zwangsverſteigerung der Hypothekengläubiger
für ſeine Zinsforderungen für das laufende und

die zwei letzten vorhergehenden Jahre
den Vorrang vor den übrigen Pfandgläubigern ge⸗

nießt , hat derſelbe nach §S 155 bei der Zwangs —⸗

Verwaltung jedoch nur An pruch auf Befeiedigung
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für die Zinsſorderung des laufenden Jahres .
Für ſeine rückſtänd . Zinſen erhält er erſt dann Be⸗
friedigung , wenn aus den Erträgniſſen des Grund —
ſtücks nach Declung der Koſten , der öffentlichenAbgaben und der laufenden Zinsforderungen
ſämtlicher Hypothekengläubiger noch etwas üb⸗
rig bleibt .

Es kommt ſomit vor , daß die dem betreibenden
1. Hypothekengläubiger im Rang nachfolgenden
Gläubiger für ihre laufenden Zinſen ohne beſon⸗deres Zutun Befriedigung erhalten , während die
rückſtändigen Zinſen des 1. Gläubigers , der die
Zwangs - Verwaltung beantragt hat und gerade
wegen der rückſtändigen Zinſen beantragen mußte ,gefährdet werden . —

Das Verfahren weiter verfolgend , iſt nochkurz zu bemerken , daß nach Feſtſtellung des Tei⸗
lungsplanes dem Verwalter die Auszahlungen
übertragen werden . Das Verfahren wird durch
Beſchluß des Amtsgerichts aufgehoben , wenn der
betreibende Gläubiger befriedigt iſt . Die Be⸗
endigung der Zwangsverwaltung tritt aber nie⸗
mals von ſelbſt ein , ſondern ſetzt ſtets einen Be⸗
ſchluß des Vollſtreckungsgerichts voraus .

R. Billinger .

Die Einführung loſer Konten für die Aktiv⸗
kapitalien der Sparkaſſen betr . Der Verwal —
tungsrat des Bezirksſparkaſſe N. hat beſchloſſen ,bis Ende 1910 für die ſämtlichen auf Hypothek —
Kauſſchilling und Schuldſchein ausgeliehenen Ka⸗
pitalbeträge die loſen Konten einzuführen . Zur
Begründung des Antrags auf Einführung ſolcherKonten wurde ausgeführt :

1. Es iſt bereits auch anderen größeren Spar —
kaſſen , beſonders ſolchen mit großer Landkundſchaftin Anwendung des 8 99 der Sparkaſſenrechnungs⸗
Anweiſung geſtattet worden , für obige Kapitalan⸗
lagen anſtelle der gebundenen Bücher loſe Konten
einzuführen . Dieſe müſſen jedoch den in §S 40
Abſ . 2 der Rechn . ⸗Anweiſung bezeichneten Inhalt
haben und in der Reihenfolge ihrer Anlegungvon dem Vorſitzenden des Verwaltungsrats ver⸗
zeichnet werden . Jedes Blatt iſt mit dem Na⸗
menszug des Vorſitzenden zu verſehen . Wie uns
nun von den Rechnern einer größeren Anzahl
Sparkaſſen verſichert worden iſt , wird der Wunſch
nach Einführung ſolcher loſen Konten immer leb —
hafter . Dabei kommt aber auch übereinſtimmend
die Meinung zum Ausdruck , daß endlich die als
läſtig empfundenen und mit Umſtänden verknüpf —ten oben erwähnten Klauſeln beſeitigt werden
könnten , dieſe Neuerungen alſo ohne Einſchrän —
kungen genehmigt werden möchten . Mit Einfüh⸗
rung dieſer loſen Konten haben wir bereits probe —
weiſe neben Weiterſührung der gebundenen Bücher
begonnen und zwar in der Art , daß in Verbindungmit dieſer Neuerung alle Verbindli chkeiten
eines Schuldners auf einem Konto⸗
blatt oder K ontobogen zur Darſtel⸗
lung kommen . Hinſichtlich der Vorteile dieer
Zuſammenziehung wird beigefügt :

2. Kontoblätter oder Kontobögen , die keinen
offenen Konto mehr haben , laſſen ſich nach er —
folgter Rechnungsprüſung leicht ausſcheiden . ( Wie

dies jetzt ſchon bei den Konten für Einlagen ge —
ſchieht ) .

3. Die Abfertigung am Schalter wird weſent —⸗
lich erleichtert und beſchleunigt , wenn ſämtliche
Verbindlichkeiten des Schuldners auf einem
Konto - Blatt oder - Bogen vereinigt ſind . Will z. B.
ein Schuldner mit 6 Hypotheken-Kaufſchillings⸗und Schuldſchein - Konten hinſichtlich der fälligen
Zinſen , Termine ꝛe. abrechnen , ſo hat der Rechner
bei der derzeitigen Einrichtung 4 —6 ſchwere Kon⸗
tobücher um ſeinen Arbeitstiſch oder Pult herum —
liegen , aus denen er das Nötige herausziehen muß .
Ganz abgeſehen nun von dem Kraftaufwand , der
durch das fortwährende Hin - und Herbringen die⸗
ſer ſchweren Bücher täglich zu überwinden iſt ,erſcheint auch die Fertigung von Einträgen in
einzelne Kontoblätter oder Bögen viel einfacherund bequemer , als in dicke Bücher .

4. Sammelkontis der gedachten Art dürftenbei der raſch zu gewinnenden Ueberſicht über alle
fälligen Verbindlichkeiten eines Schuldners auch
das Mahn⸗ und Betreibungsverfahren weſentlich
erleichtern .

5. Vielfach laufen Zahlungen durch die Poſt
ein , die auf Verbindlichkeiten in verſchiedenen
Kontobüchern ſich beziehen . Auch in dieſen Fällen
wird der Sammelkonto beſondere Vorteile bieten .

6. Durch den fortwährenden Gebrauch gehen
ſchwere Kontobücher , auch wenn ſie gut eingebun⸗
den , oft ſchon nach wenigen Jahren aus dem
Leim . Das Neueinbinden dieſer Bücher iſt dann
mit Rückſicht auf den bei dieſem Geſchäft ermög⸗
lichten Einblick unberufener Perſonen in die
Bücher für die Sparkaſſen eine heikle Sache .

7. Das Prüfangsgeſchäft wird durch den häu⸗
figen Gebrauch der Bücher vielfach ( und wenn
auch nur vorübergehend ) unterbrochen , was für
Prüfungs - wie für Sparkaſſenbeamte ſtörend iſt .Bei Sammelkontis gedachter Art werden dieſeStörungen vermieden .

8. Bei größeren Sparkaſſen ( beſonders Be —
zirksſparkaſſen ) , die ausgedehnte Landkundſchaft
haben und deren Kontenzahl durch Uebernahme
kleiner und kleinſter Kauſſchillingsbeträge ( beim
Verkauf ganzer Güter oft an 30 —40 Käufer iſt8nicht zu umgehen ) , ſowie durch die Pflege des

Perſonalkredits Schuldſcheingeſchäfts ) ſich fortge⸗
ſetzt ſteigert , muß der Zuſtand mit den ſchweren
und unhandlichen Büchern für die Dauer unhalt⸗
bar werden . Auf die zeitraubenden mit dem Ueber⸗
trag reſtlicher Kontis aus alten abgelegten Büchern
in neue Bücher verknüpften Arbeiten und Um —
ſtändlichkeiten ſei nur nebenbei hingewieſen .

9. Bei Bezirksſparkaſſen müſſen über den Um —
fang der Beteiligung der einzelnen Verbandsge —
meinden am Umſatz häufig ſtatiſtiſche Feſtſtellungen
gemacht werden . Dieſe Arbei ſen we den weſen Ucherleichtert , wenn die loſe ! Akti ' vkonten gemein⸗
deweiſe aufgeſtellt werden . Für jede Gemeinde
wird dabei eine dem Umſang der Betsil ' gung un —
gefähr entſprechende Kontenzahl freigehalten 6 . B.
Banholzen Nr . 1 —10 , 70 . Böhringen Nr . 71 —160
uſw . Bankholzen hat vielleicht derzeit nur 30 , Böh⸗
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ringen nur 50 Einträge ) . Durch vollſtändige Heim⸗
zahlung erledigte Kontenziffern werden wieder

neuen Schuldnern überwieſen . Der bei der Kaſſe

erſcheinende Schuldner braucht alſo nur ſeinen

Namen und die Kontoziffer anzugeben , um dem

Rechner zu ermöglichen , den betr . Konto aus dem

Kontobehältnis herausziehen . Da der einzelne

Schuldner ſeine Nummer dauernd beibehält und

unter dieſer Nr . alle ſeine Verbindlichkeiten ein —

getragen ſind , werden nach mehrjährigem Ge —

ſchäftsverkehr nicht einmal dieſe Angaben nötig

ſein , weil eben dem Rechner die betr . Nr . im

Gedächtnis iſt .

10. Entſprechend der Vereinigung aller Ver —

bindlichkeiten eines Schuldners in einem ſog .

Sammelkonto kann auch die nach § 55 der Spark . ⸗

Rechn . ⸗Anw . zu fertigende Zuſammenſtellung der

Aktivkapitalien zuſammengefaßt werden . Die Fer —

tigung dieſer Zuſammenſtellungen wird durch

Sammelkontis weſentlich erleichtert .

11. Die angelegten Kapitalien der Sparkaſſe
ſind in den Liſten und ſonſtigen Büchern der

Kaſſe , beſonders auch in den jährlich zu fertigenden

Zuſammenſtellungen der Aktiven hinſichtlich des

Kapital⸗Solls , der reſtlichen und laufenden Zinſen
ꝛc. in einer Art und Weiſe feſtgelegt , bei der man

über die Bedenken wegen eines etwaigen Ver —

luſtes eines ſolchen Sammelkontos leicht hinweg —

kommen kann . Ein in das Rechnungs - Soll ein⸗

mal angenommener Poſten kann nach unſerem

Dafürhalten nicht anders als durch wirkliche Zah

lung oder ordentliche Verrechnung aus der Rech⸗

nung wieder hinauskommen . Geht ein ſolcher

Konto wirklich einmal verloren , ( wir führen für

die Einlagen ſeit 20 Jahren loſe Konten ,

können uns aber nicht erinnern , daß je einmal

ein ſolcher Konto in Verluſt geraten iſt ) dann iſt

auf Grund der Aufzeichnung der Liſten und Zu —

ſammenſtellungen der Sparkaſſe , der vorhandenen

Urkunden , der letzten Quittungen ꝛc. leicht Erſatz

zu ſchaffen . Uebertriebene Aengſtlichkeit wäre alſo

in dieſer Frage nicht angebracht .

Praktiſchen Neuerungen gegenüber , die eine er

hebliche Erſparnis an Koſten , Zeit und Mühe im

Geſolge haben , müſſen rein theoretiſchen Erwäg —

ungen entſprungene Bedenken jederzeit zurück

treten . Wie die Sparkaſſen des badiſchen Ober —

landes durch die ſtarke Konkurrenz der Schweizer

Kaſſen darauf Bedacht nehmen müſſen , alles fern
zuhalten , was auf den Verkehr mit den Einlegern

oder Schuldnern ſtörend und hemmend einwirken

könnte , ſo ſind ſie auch gezwungen im eigenen Ge⸗

Zuſammenſtellung

„ 1 Darleihens⸗Hypotheken
9 8

— R

8
1
— 2e2 Kapital Zins ] Zahluna Neſt Kapital

8 — — 83
N Neu - frück⸗lau⸗ Zins 1 — N

D Vortr 5 EKapital Kapital [Zir = PVortragſ
Vortragſanlagen ſſtnd . jend ]

Kapit
rnaß. 17 F ortragſanlagen

1. 1441 —
11 A. Hund I1g11 % 3000 130 10,130 3000 1410 500

31. 12

ER
1 1912 1000

2 III
E

1
1 1111. 11 EE 40⁰

1

131. 12
2 N. Gäng 151 . 14

10000 44⁰⁰ 40⁰ 10000
ö

3
Nst . 8 5 3 5

L. Walter 12.] 5000 200 200 5000 700
ö ö

1 J U

41



4

II . Kaufſchillinge

— 117 —

ſchäftsbetrieb auf tunlichſte Vereinfachung hinzuar⸗
beiten , um den Verwaltungsaufwand nicht zu
ſehr zu ſteigern .

Auf vorſtehende Vorlage iſt nachſtehende Ent⸗
ſchließung des Gr . Miniſteriums des Innern er⸗
gangen :

„ Der Bezirksſparkaſſe R. wird auf Grund des
§ 99 Abſ . 2 Sp . ⸗R. ⸗ A. unter Nachſichtserteilung
von dem Vollzug des 8 40 Abſ . 1 Sp . ⸗R . ⸗A. unter
den nachfolgenden Bedingungen geſtattet , über ihre
Kapitalanlagen in Hypotheken , Liegenſchaftskauf⸗
ſchillinge und Schuldſcheine an Stelle gebundener
Kontobücher loſe Kontoblätter nach den vorgelegten
Muſtern zu verwenden :

1. Die loſen Kontoblätter ſind von dem Kon⸗
trolleur anzulegen und fortzuführen .

2. Im Kaſſenbuch ſind die angelegten Kapi⸗
talien in einer beſonderen Spalte nachzuweiſen .
( Vergl . das Muſter im Handbuch ꝛc. ).

3. Die Kontoblätter über heimbezahlte Kapi⸗

der Aktiven .

talien ſind in ſinngemäßer Anwendung des 838
Sp . ⸗R. ⸗A. zu verwahren .

4. Die vorgeſchriebene Zuſammenſtellung der
Aktivkapitalien iſt der gebundenen Rechnung ſelbſt
einzuverleiben ; in der letzteren ſind die Kapital⸗
poſten , hinſichtlich welcher loſe Kontoblätter geführt
werden , einzeln unter Angabe des Schuldners , des
Kapitalbetrages , des Zinsverfalltages und — bei
den im betreffenden Jahre neu angelegten Kapi⸗
talien — der Seite des Kaſſenbuches aufzuführen . “

Die Zuſammenſtellung Ziffer 4 obigen Er⸗
laſſes hat die angegebene Form . Die verlangten
Angaben ſind in der Zuſammenſtellung vereinigt ,
während bezügl . der neu angelegten Kapitalien
die Kaſſenbuchſeite mit roter Tinte unter dem
Namen des betr . Schuldners beigeſetzt wird .

Die Kontobögen , in welche nach ihrer Ein —
teilung 4 —10 Einzelverbindlichkeiten ( Konten)
eines Schuldners eingetragen werden können , ſind
zuſammenlegbar . Die Kontoblätter enthalten
Raum für 3 — 4 Einträge .

III . Schuldſchein
Zins Zahlung Reſt S Kapital Zins T Zahlung [ wReelſt

rück⸗lau⸗ „ „ LE Zins Al Neu⸗rück⸗lau⸗ „E iüisſtnd . fend. JKapital Kapital Zins
G Vortrag anlagenſ ſtnd . ] fend. Kapital rückſt. laufd .

Kapital [ Zins
5

2b 100 26 40⁰ 5400

‚ 20 [ 400

50200
5 8⁰0⁰0
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1
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Einkaufspreiſe für Verpfründungen .
Ueber die Zahl der Jahre der wahrſcheinlichen Lebensdauer gibt die in der Stiftungsrechnungs⸗

anweiſung , Ausgabe 1905 , Seite 146 abgedruckte Sterblichkeitstafel der preußiſchen Rentenverſicherungsanſtalt

Aufſchluß .

der Zeit der wahrſcheinlicher
und welches nach Ablauf der Zeit der wahrſ

einen niederen Zinsfuß zu Grunde zu legen und zwar als Ent

Aus nachſtehender Tabelle iſt erſichtlich , welcher Kapitalbetrag f

iſt , wenn Zinſeszinſen zu 3 „ / gerechnet werden .

Beträgt beiſpielsweiſe der jährliche Verpflegungsſatz 450 Mk , ſ
1161,94 . 450

Als Cinkaufspreis für Verp
1 Lebensdauer eine Rente in der Höhe des jährlichen

cheinlichen Lebensdauer aufgezehrt iſt .

ſchädigung für Verwaltung des Kapitals .
ür 100 Mk . jährliche Rente zu rechnen

D

fründungen iſt ein Kapital feſtzuſetzen , welches mit Zinſeszinſen innerhalb

Verpflegungsſatzes abwirft
abei empfiehlt es ſich,

o berechnet ſich der Einkaufspreis für

eine männliche Perſon im Alter von 60 Jahren auf ( 100 ) H5228,73 Mk .

Atter wwahr,. aapital⸗ Wahr“ gapital . Alter wahr. Kapital⸗ Wohr aapital⸗

der Icheinl . Betrag ſcheinl . Betrag der ſcheinl . Betrag ſcheinl . Betrag

betr . Lebens⸗ 5 Lebens⸗ für Lebens⸗ ür Lebens⸗ für
Per⸗ dauer — 100 Mark 100 Mark Ber⸗dauer für 100 Mark dauer für 100 Mark

ſon Rente 6 Rente ſon Welpoe
Rente 2 . — Rente

P

Jahre ] Jahre 4 Jahre A. 8 Jahre Jahre „ Jayre 44

30 35 2148 72 42 237012 60 14,51161 94 18,1138114

31 34,2 2120 5141,2 2347 08 61 13,9 123 EII

32 33,5 209501 40,4 2323 48 1090 17 17 131662

3332,8 2069 1339,6 2299 33 ( [ 63 12,8 1050 01359 124996

3432 2038 [ 90 38,8 227 517 64 12. 3 1016 04 15,2 120639

35 31,3 201181 38 2249 24 65 1 97457 14,3 114906

3630,6 19841837,2 2223 30 668 2 939 4513,8 1116 54

3720,8 1947 4236,4 2196 74 67 10,7 903 8113,2 107687

38 29,1 1923 02 35,6 2169 54 68 10,3 87490 2,6 103649

3928,4 18935434,8 214170 69 9,9 845 68 11,9 988 47

R

40 27,7 186344 34 211318 70 9,8 80t 16 1473 946 [ 51

˙W
41 27 1832 70 . 33,2 208398 71 8,9 77105 10,7 90380

42 26,3 18013332,4 2054 08 728ß,5 7405710 . 1 860 35

43 25,4 176002 31,5 201960 73 8,1 709 75 9,5 816 f09

44 24 . 8 K8 30,8 1992 13 74 7,7 678 52 9 77860

45 4 24,1 1698 3929,9 1955 97 75 7,3 646 [ 92 8,5 740 57

4623,5 1669 1429,1 1923 02 76 6,9 615 ( 00 8 AU

47 22,8 1634 34 28 , 3 1889 27 12 6,6 590 79 7,5 662 77

4822 1593 68 27,5 185471 78 6,2 558 10 7 62302

40 21,½4 1562 56 26. 7 1819 37 11 5,9 53345 6,5 58267

50 20,7152554 26,2 1796 79 80 5,6 508 51 6,1 549 94

51 20,1 1493 20 25,1 1746 01 81 558 483 365,7 51682

51974 14547224,3 170803 82 4,9 44946 93 48336

53 i8s 1421 11 23,5 166914ff83 4 , 432 365 457 96

54 18 V22,7 1629, ( 31 84 4,5 415 17 4,6 42376

55 17,5 1346 2022 159368 85 4,2 388 26 4,3 39784

56 16,9 1310 64215,1 1546 79

57 16,3 1274 45 20,4 1509 44

5815 , 12313919,6 1465 79

59 15,1 120011 18,9 1426 74
S . Hoch .
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V . verſicherungsweſen .
Die Ermittelung des Jahresarbeitsver⸗

dienſtes der invalidenverſicherungspflichtigen
Lehrlinge . Verſchiedene in neueſter Zeit falſch
behandelte Fälle laſſen es ratſam erſcheinen , die
Frage nach der Beſtimmung der Lohnklaſſe für
verſicherungspflichtige Lehrlinge näher zu erörtern ,
wenn ſolche einer Gemeindekrankenver⸗
ſicherungskaſſe , oder einer freien
Hülfskaſſe als Mitglied angehören be⸗
zwſe . überhaupt nicht gegen Krankheit
verſichert ſind .

Daß in Fällen letzterer Art nach § 34 Abſ . 2
Ziffer 5 des Invalidenverſicherungsgeſetzes der
Jahresarbeitsverdienſt nach dem orts ü bllichen
Tagelohn zu berechnen iſt , dürfte bekannt ſein .
Nun wird aber nach § 8 des Krankenverſicherungs⸗
geſetzes der ortsübliche Tagelohn für Perſonen
über und unter 16 Jahren beſonders feſt⸗
geſetzt und es frägt ſich deshalb — da die Lehrlinge
um überhaupt invalidenverſicherungspflichtig zu
ſein — das 16 . Lebensjahr vollendet haben müſſen
— ob der ortsübliche Taglohn für erwachſene
oder für jugendliche ( unter 16 Jahre alte )
Arbeiter zu Grunde zu legen iſt .

Gewöhnlich findet man den Jahresarbeitsver⸗
dienſt nach dem für erwachſene Arbeiter feſtgeſetz⸗
ten ortsüblichen Tagelohn berechnet . Die Folge
hievon iſt die Einreihung der Lehrlinge in eine
höhere Lohnklaſſe und die Erhebung von Bei —
trägen , welche zum tatſächlichen Verdienſte der
Lehrlinge in gar keinem Verhältnis mehr ſtehen
und infolge deſſen oft als eine unerträgliche Laſt
empfunden werden .

Eine Höherverſicherung iſt zwar geſetzlich zu⸗
läſſig und kann für die verſicherten Perſonen nur
Vorteile bringen , das ſoziale Empfinden ſchwindet
aber gar leicht , wenn die Belaſtung als zu hoch
erachtet wird . In der Tat ſind denn auch Fälle
bekannt geworden , in welchen — um ſich vor
den zu hohen Beiträgen zu ſchützen — die Lohn —
bezüge der Lehrlinge gekürzt , bezw . ganz zurück⸗

gezogen worden ſind , damit Verſicherungspflicht
überhaupt nicht mehr angenommen werden konnte .
Solche Maßnahmen ſchützen allerdings gründ —
lich vor der Zahlung von Beiträgen , daß ſie aber
den dadurch betroffenen Lehrlingen doppelten Nach⸗
teil bringen einmal Verkürzung des Arbeitsver⸗
dienſtes und zum andern den Verluſt der Ver —
ſicherung — wird wohl keiner näheren Ausfüh⸗
rungen bedürfen .

Es kann deshalb nur wiederhoſt werden , was
in Nr . 80 dieſer Zeitſchrift vom Auguſt 1905 S .
70/71 ſchon einmal erörtert wurde , daß nämlich
als Jahresarbeitsverdienſt der unter
Ziff . 5 des 8S34 Abſ . 2 In v. ⸗Geſ. fallen⸗
deenn Lehrlinge der 300⸗- fache Betrag des für
jugendliche Arbſeiter feſtgeſetzten ortsüblichen
Tagelohnes des Beſchäftigungsorles zu gelten hat .
Dies wurde bereits im Jahre 1891 vom Kaiſerl .
Reichsverſicherungsamt im Beſcheid Nr . 2) , amt⸗
liche Nachrichten 1891 S . 128 , ausgeſprochen . Wird
genau nach dieſer Entſcheidung verfahren , ſo wird
wohl kaum noch von einer zu hohen Beitragsbe —
laſtung geſprochen werden können und es werden
Fälle — wie oben geſchildert — künfcighin un⸗
müglich ſein .

Gehören Lehrlinge Orts - , Betriebs —
( Fabrih⸗ , Bau⸗oder Innungskran ken⸗
kaſſen als Mitglieder an , ſo ſei der Vollſtändig⸗
keit wegen ausgeführt , daß in ſolchen Fällen der
Jahresarbeitsverdienſt nicht nach dem ortsüb⸗
lichen Tagelohn berechnet wird , ſondern nach der⸗
jenigen Krankenkaſſenlohnklaſſe , in welche die
Lehrlinge nach ihrem Verdienſte eingereiht ſind ,
bezwſe . nach ihrem wirklichen Arbeitsverdienſte ,
wenn ſolcher nach den Statuten der Beitragser⸗
hebung zu Grunde gelegt wird . ( 8 34 Abſ . 2 Ziff . 2
Inv . ⸗Geſ . ) .

Vielfach enthalten die Statuten letzterwähn⸗
ter Kaſſen Beſtimmungen darüber , welchen Lohn⸗
klaſſen die Lehrlinge anzugehören haben .

Rechnerſtelle
bei der ſtädtiſchen Sparkaſſe

Weinheim .
Die durch das Ableben des Sparkaſſenrechners

Adam Krafft in Erledigung gekommene Stelle ſoll
möglichſt bald wieder beſetzt werden .

Der Anfangsgehalt beträgt 3000 Mark nebſt
freier Dienſtwohnung und Uebernahme der Beiträge

zur Fürſorgekaſſe im vollen Betrage auf die Spar⸗
kaſſe .

Geeignete Bewerber wollen ſich unter Vorlage
ihres Lebenslaufs nebſt Zeugniſſen bis längſtens
1. Dezember 1909 bei der unterzeichneten Stelle
melden .

Weinheim , den 13 . November 1909 .

Der Verwaltungsrat :
Ehret .

Baulaſtenbücher
nach Verordnung Gr . M. d. J . v. 19 . Dezember
1908 G. V. Bl . Seite 673 ff angefertigt und

Venichniſe der Jutkerungsanzeigen
für Traubenmaiſche und

Weine früherer Jahre
nebſt den dazu gehörigen Formularien empfiehlt
den Titl . Gemeinden

Bonndorfer Vuchdruckerei

Spachholʒ & Ehrath
Bonndorf .
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wie leihe ich mir Geld ?

wo leihe ich mir Geld ?

(Volkswirtſchaftliche Plauderei von A. Bundſchuh. )

Das iſt die Ueberſchrift eines ſoeben erſchienenen Buches , in deſſen erſtem Teil in Form von

Zwiegeſprächen zwiſchen Bürgermeiſter Klug und ſeinen Mitbürgern über die Geldbeſchaffungsfrage für

Landwirte , Gewerbetreibende , Beamte und mit Rückſicht auf das eingehend behandelte Hypotheken⸗

kapitel beſonders auch für Häuſerbeſitzer , Baumeiſter , Architekten ꝛc. wichtige und intereſſante Fingerzeige

gegeben ſind .
Gleich wichtig und intereſſant iſt das im zweiten Teil enthaltene Zwiegeſpräch des Kaufmanns

Reich mit ſeinem Freund , Rechtsanwalt Klug , über das eheliche Güterrecht ( von Dr . Niemen) . In

dieſem Zwiegeſpräch werden nachſtehende Fragen in leichtverſtändlicher Weiſe eingehend beſprochen und zwar :

„ Ob ſeine Tochter oder ſein Sohn einen Ehevertrag abſchließen ſoll ?

Bejahendenfalls welchen ?
Wie es gehalten wird mit dem Vermögen der Eheleute , wenn kein Ehevertrag geſchloſſen wurde ?

Wem das Vermögen gehört , das Mann und Frau in die Ehe einbringen und das ſie ſpäter

erwerben ?

Ob die Gläubiger des Mannes auf das von der Frau eingebrachte und ſpäter von ihr ererbte oder

ſonſt erworbene Vermögen greifen können ?

6. Wem dann die Errungenſchaft gehört ?

7. Wie nach dem Ableben eines der Ehegatten geteilt wird , insbeſondere wieviel die Kinder und wie⸗

viel der überlebende Ehegatte von dem vorhandenen Vermögen bekommen ?

Schließlich iſt auch ein dritter Teil beigefügt ( von Dr . Niemen) , in dem geſagt iſt , was bei der

Teſtamentserrichtung jedermann wiſſen und beachten muß , wenn das Teſtament Giltigkeit haben ſoll .

Der Leſer kann bei dem Durchleſen dieſes Werkchens nur eines empfinden , den Wunſch nämlich ,

daß es — ſchon im Intereſſe der allgemeinen Volkswohlfahrt — in keinem Hauſe fehlen möchte .

Gegen Einſendung des Betrags von 1 Mk . 60 Pfg . portofrei zu beziehen durch die Ge⸗

ſchäftsſtelle des Landgemeindeverbandes in Heidelberg .

Unſern Vereinsmitgliedern kann die Anſchaffung obenerwähnten Buches ſeines lehrreichen Inhaltes

wegen nur empfohlen werden .

Vorſtand des bad . Amtsrevidentenvereins .

FPFPFPRRCRCRCCCCCC Den titl . Behörden ( Bezirksämter , Amts⸗

Neue und gebrauchte gerichte , Gemeinden ) ꝛc. teilen wir mit , daß in

BUloW - Pianinos Yun ;
Harmoniums bester Construktion in Termin⸗Kalender
jeder Grösse und Ausstattung habe mit Ga -

ν

rantie ( 10 Jahre ) sehr billig auch auf Teil -
ro 1910

zahlung , bei Barzahlung höchster Rabatt ab-
·

zugeben. ( Wiedervorlagekalender )

Fabrik - Lager F . Siering , Mannheim , hi 16 3

C. 8,8 . Kein Laden . Franko - Probesendung . 3 iſt , und empfehlen denſelben zur geneig⸗

Preisliste frei . Viele Referenzen aus Amts -
12 nahme.

revidentenkreisen . Vertragsfirma d. Verbandes . Spachholz & Ehrath

A Bonndorf .
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ZFur gefälligen Beachtung !
Um Portoauslagen und Umſtändlichkeiten zu vermeiden , wolle man ſich in allen auf die Veſtellung und ;

den Verſand der Zeitſchrift ſich beziehenden Angelegenbeiten an die

Geſchäftsſtelle der Zeitſchrift für das Rechnungsweſen der Gemeinden ꝛc. in Bonndorf ( Schwarzw ) ‚

Rin allen übrigen auf den Inhalt der Zeitſchrift ſich beziehenden Angelegenheiten aber an die

— — der Zeitſchrift für das Rechnungsweſen der Gemeinden ett in Konſlanz ( Schützenſtr . 20 )

wenden . — An den Verlag in Vonndorf ſind auf die Zeitſchrift ſich beziehende Sendungen nicht zu bewirken. “
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